
Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal administratif de 
Limoges (Frankreich), eingereicht am 14. September 2010 
— Philippe Bonnarde/Agence de Services et de Paiement 

(Rechtssache C-443/10) 

(2010/C 317/34) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal administratif de Limoges 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Philippe Bonnarde 

Beklagter: Agence de Services et de Paiement 

Vorlagefragen 

1. Sind die Rechtsvorschriften der Europäischen Union, ins­
besondere die Rechtsvorschriften des Vertrags über die Ar­
beitsweise der Europäischen Union, die dazu bestimmt sind, 
den freien Verkehr zu schützen, und der Richtlinie 
1999/37/EG vom 29. April 1999 des Rates über Zulas­
sungsdokumente für Fahrzeuge ( 1 ), geändert durch die Richt­
linie 2003/127/EG ( 2 ), dahin auszulegen, dass sie den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats entgegenstehen, die 
für die Zulassung von Fahrzeugen ein besonderes Dokument 
vorsehen, wie eine Zulassungsbescheinigung mit der Be­
zeichnung „Vorführwagen“, das so verstanden werden kann, 
dass es keine vorübergehende Zulassung im Sinne des Art. 1 
der Richtlinie 1999/37/EG des Rates vom 29. April 1999 
zum Gegenstand hat, und dass sie demnach daran hindern, 
die Gewährung einer Förderung an die Vorlage eines solchen 
Dokuments zu binden? 

2. Wenn nein: Implizieren diese Rechtsvorschriften, dass bei 
Erwerb eines Fahrzeugs in einem anderen Mitgliedstaat die 
Anwendung einer nationalen Bestimmung, die die Gewäh­
rung einer Förderung bei Erwerb von sauberen Fahrzeugen, 
die bereits Gegenstand einer Zulassung waren, von der Be­
dingung abhängig macht, dass die Bescheinigung dieser Zu­
lassung aufgrund der Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats 
die Bezeichnung „Vorführwagen“ trägt, ausgeschlossen wer­
den muss, falls dem Verkäufer des Fahrzeugs selbst die För­
derung nicht gewährt wurde und falls: 

— entweder der Erwerber eine Zulassungsbescheinigung 
vorlegt, die in einem anderen Mitgliedstaat erstellt wurde 
und speziell für Fahrzeuge gedacht ist, die zu Vorführ­
zwecken bestimmt sind, 

— oder das Fahrzeug die Eigenschaften besitzt, insbeson­
dere in Bezug auf das Datum des erstmaligen Inverkehr­
bringens, die von den nationalen Rechtsvorschriften ver­
langt werden, um als Vorführwagen qualifiziert zu wer­
den? 

( 1 ) ABl. L 138, S. 57. 
( 2 ) Richtlinie 2003/127/EG der Kommission vom 23. Dezember 2003 

zur Änderung der Richtlinie 1999/37/EG des Rates über Zulassungs­
dokumente für Fahrzeuge (ABl. L 10, S. 29). 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs 
(Deutschland) eingereicht am 15. September 2010 — 

Finanzamt Lüdenscheid gegen Christel Schriever 

(Rechtssache C-444/10) 

(2010/C 317/35) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Finanzamt Lüdenscheid 

Beklagte: Christel Schriever 

Vorlagefragen 

1. Liegt eine „Übertragung“ eines Gesamtvermögens i.S. von 
Art. 5 Abs. 8 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates 
vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif­
ten der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern ( 1 ) vor, wenn 
ein Unternehmer den Warenbestand und die Geschäftsaus­
stattung seines Einzelhandelsgeschäfts an einen Erwerber 
übereignet und ihm das in seinem Eigentum stehende La­
denlokal lediglich vermietet? 

2. Kommt es dabei darauf an, ob das Ladenlokal durch einen 
auf lange Dauer abgeschlossenen Mietvertrag zur Nutzung 
überlassen wurde oder ob der Mietvertrag auf unbestimmte 
Zeit läuft und von beiden Parteien kurzfristig kündbar ist? 

( 1 ) ABl. L 145, S. 1
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